
















ren, kann leicht der Eindruck entstehen, 
das nicht-nukleare Deutschland werde 
durch die nukleare Teilhabe zur Quasi-
Atommacht, von der eigenständig eine ab-
schreckende Wirkung ausgehe. Dies kann 
den Eindruck, dass mit der nuklearen 
Teilhabe in der NATO seit langem gegen 
den Atomwaffensperrvertrag verstoßen 
wird, entscheidend verstärken und damit 
zu einer massiven Schwächung des Nicht-
verbreitungsregimes beitragen. Zudem 
erweckt es den Eindruck, dass zwischen 
der Bundesregierung und den USA ver-
bindliche bilaterale, geheime Abmachun-
gen bestehen, die der Bundesregierung ein 
faktisches Vetorecht gegen den Einsatz in 
Deutschland gelagerter Atomwaffen ein-
räumen. Offiziell gibt es ein solches Recht 
nicht. Die USA haben formal die alleinige 
Verfügungsgewalt über diese Waffen.

Die ministerielle Kunst des 
Sich-Selbst-Widersprechens
Verteidigungsminister Franz Josef Jung 
trieb die Probleme um die nukleare Teil-
habe kürzlich auf die Spitze. In einer Neu-
fassung der „Druckschrift Einsatz  Nr. 03 
Humanitäres Völkerrecht in bewaffneten 
Konflikten“, einer für alle Bundeswehrsol-
daten gültigen Vorschrift aus dem Juni 
2008, heißt es auf Seite 5 völkerrechtlich 
völlig korrekt: „Insbesondere der Einsatz 
folgender Kampfmittel ist deutschen 
Soldaten bzw. Soldatinnen in bewaffneten 
Konflikten verboten: Antipersonenmi-
nen, atomare Waffen, biologische Waffen 
und chemische Waffen“. Die Piloten der 
Jagdbomber in Büchel müssen verwun-
dert gestutzt haben. Sie werden von der 
Bundeswehr bezahlt, damit sie üben, was 

ihnen völkerrechtlich verboten ist - den 
Einsatz atomarer Waffen. 
„Die Bundesregierung wäscht ihre Hände 
vorab in völkerrechtlicher Unschuld und 
macht den Atomwaffeneinsatz im Krieg 
zum Privatproblem der Piloten“, echauf-
fierte sich der Grüne Verteidigungsexper-
te Winni Nachtwei, oder „soll ich das etwa 
als versteckten Befehl zur Befehlsver-
weigerung im Ernstfall lesen?“ Vorläufig 
müssen die Piloten die Gewissensfrage 
mit sich selbst ausmachen, denn das Ver-
teidigungsministerium hüllt sich eisern in 
Schweigen.

„Wer zu spät kommt, den  
bestraft das Leben.“ 
So lautet ein geflügeltes Wort, das Michail 
Gorbatschow zugesprochen wird. Die nuk-
leare Teilhabe und die Lagerung atomarer 
Waffen in Deutschland sind ein Auslauf-
modell. Die Bundesregierung muss bei 
Gefahr politischer Strafe aufpassen, nicht 
zu spät zu dieser Erkenntnis zu kommen. 
Noch kann sie selbst entscheiden, auf 
die technisch nukleare Teilhabe und die 
Lagerung atomarer Waffen zu verzichten. 
Politisch wäre das ein wichtiges Signal: 
Die Mittelmacht Deutschland fühlt sich si-
cher – auch ohne Nuklearwaffen. Deutsch-
land leistet einen eigenständigen Beitrag 
zur nuklearen Abrüstung. Es stärkt die 
Bemühungen um nukleare Abrüstung und 
das Nichtverbreitungsregime. Es beseitigt 
die Zweifel an der Rechtmäßigkeit der nu-
klearen Teilhabe, indem es den Stein des 
Anstoßes selbst aus dem Weg räumt. Es 
trägt dazu bei, dass Russland die Bereit-
schaft entwickelt, auch über seine takti-
schen bzw. substrategischen Atomwaffen 

mit sich reden zu lassen. 
Entscheidet die Bundesregierung nicht 
oder nicht rechtzeitig, so treten diese 
positiven Signalwirkungen nicht mehr 
ein. Niemand wird es Deutschland mehr 
positiv anrechnen, wenn es auf die  
nukleare Teilhabe erst verzichtet, wenn 
die Trägerflugzeuge außer Dienst gestellt 
werden oder die USA die nukleare Teilha-
be aus Kostengründen auslaufen lassen. 
Das ist die große Gefahr, die mit der Posi-
tion der SPD verbunden ist.  
Der Atomwaffensperrvertrag trat vor  
40 Jahren in Kraft.  
Eigentlich ein schönes Datum, um der 
Bestrafung durch die Geschichte rechtzei-
tig zu entgehen – wenn auch derzeit noch 
unrealistisch.
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